
Gemeinsame Presseerklärung von PRO ASYL und den Flüchtlingsräten der Bundesländer, 

19.10.2023 

Georgien und Moldau sind nicht sicher! 

PRO ASYL und die Flüchtlingsräte der Länder fordern die Bundesländer auf, sich am 20.10.2023 im 

Bundesrat gegen den Gesetzentwurf zur Einstufung Georgiens und Moldaus als “sichere” Her-

kunftsländer auszuspreche und sich stattdessen einer rationalen, faktenbasierten und lösungsori-

entierten Migrationspolitik zuzuwenden.  

“Die Wahlen in Hessen und Bayern haben klar gezeigt: Je mehr SPD und Grüne sich rechts anbiedern, 

desto weiter verschiebt sich der gesamte Diskurs nach rechts – und gewählt wird dann dennoch das 

rechtsradikale Original. Wir brauchen endlich eine rationale und faktenbasierte Debatte über Flucht 

und Migration”, sagt Tareq Alaows, flüchtlingspolitischer Sprecher von PRO ASYL.  

PRO ASYL und die Flüchtlingsräte lehnen das Konzept der sicheren Herkunftsländer grundsätzlich ab. 

Im konkreten Fall von Moldau und Georgien gibt es zudem etliche tatsächliche Gründe, die der Ein-

stufung als “sicher” entgegenstehen. Denn zu einer solchen Einstufung gelten klare gesetzliche Vor-

gaben: Staaten dürfen nur dann als “sichere Herkunftsstaaten” gelten, wenn „landesweit und für alle 

Personen- und Bevölkerungsgruppen“ Sicherheit vor Verfolgung besteht. Dies ist weder in Georgien 

noch in Moldau gegeben. PRO ASYL hat dazu eine ausführliche Stellungnahme verfasst. 

In beiden Ländern gibt es abtrünnige Regionen, die von Russland und nicht von der jeweiligen Regie-

rung kontrolliert werden: In Georgien die Regionen Abchasien und Südossetien und in der Republik 

Moldau die Region Transnistrien. Außerdem geht der Gesetzentwurf nicht auf die Gefahr des zuneh-

menden russischen Einflusses auf Politik und Gesellschaft auch außerhalb der abtrünnigen Gebiete 

ein und auch nicht auf die geänderte geopolitische Gefahrenlage seit dem russischen Angriffskrieg 

auf die Ukraine. 

Weiterhin sind nachweislich nicht alle Personen- und Bevölkerungsgruppen sicher. In Georgien gilt 

das speziell für die Gruppe der LGTBIQ*-Personen, in Moldau insbesondere für die Gruppe der 

Rom*nja. Beide Gruppen sind von Diskriminierung, Ausschlüssen und sogar von Angriffen betroffen. 

Auch Presse- und Medienvertreter*innen sowie Kunst- und Kulturschaffende geraten in jüngster Zeit 

zunehmend unter Druck. In Belgien wurde im Juli dieses Jahres das Land Georgien nach nicht einmal 

drei Monaten wieder von der Liste der sicheren Herkunftsländer genommen, insbesondere wegen 

der gefährlichen Situation für LGTBIQ*-Personen. 

Der Gesetzentwurf wird als Maßnahme zur Entlastung von kommunalen Strukturen vermarktet. Da-

bei handelt es sich in Wahrheit bei diesen beiden Ländern nur um eine kleine Gruppe Asylsuchender, 

denen durch die Einstufung als “sicheres Herkunftsland” ihr Recht auf eine individuelle Überprüfung 

ihrer Asylanträge verweigert wird. Das wird nicht zu einer Entlastung der Kommunen bei der Auf-

nahme und Unterbringung von Geflüchteten führen. Was die Kommunen hingegen brauchen, ist eine 

rationale und faktenbasierte Debatte über echte Massnahmen, die ihnen helfen – zum Beispiel eine 

dauerhafte und nachhaltige Finanzierung mit einer Pro-Kopf-Pauschale je aufgenommener Person, 

eine Digitalisierungsoffensive und die Aufhebung der Arbeitsverbote, von denen Tausende Geduldete 

betroffen sind. 
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PRO ASYL und die Landesflüchtlingsräte fordern Bund und Länder auf, eine Migrationspolitik zu 

verfolgen, die tatsächlich die Kommunen bei der Aufnahme sowie die Menschen beim Ankommen 

unterstützt, statt weiter rechte Stimmungsmache zu befördern. 

Emily Barnickel vom Flüchtlingsrat Berlin kommentiert: „Die Berliner Innensenatorin Iris Spranger hat 
bereits Ende 2022 klar gemacht: abgelehnte Asylbewerber:innen aus Moldau sollen schnell abgescho-
ben werden, um Platz zu machen für Kriegsflüchtlinge aus der Ukraine. Damit befeuerte sie eine Zwei-
Klassen-Polemik gegenüber geflüchteten Menschen, die sich im Jahr 2023 traurigerweise weiter fort-
gesetzt hat. Die allseits bekannten Fakten zur Instabilität Moldaus und Georgiens, starke Auswirkun-
gen des Krieges in der Ukraine auf die beiden Staaten, berechtigte Befürchtungen eventuell auch di-
rekt betroffen zu werden vom Kriegsgeschehen und nachweislich bestehende Diskriminierungen igno-
rierend schob Berlin in diesem Jahr teils fast wöchentlich in die Republik Moldau und monatlich nach 
Georgien ab. Die Abschiebungen waren häufig gekennzeichnet vom brutalen Vorgehen der Behörden. 
So wurden auch körperlich, seelisch und geistig behinderte sowie chronisch kranke Menschen abge-
schoben, minderjährige Kinder von ihren Familien getrennt und gewaltbetroffenen Frauen Schutz ver-
sagt.“ 
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